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ich begrüße Sie herzlich zu un-
serer ersten Ausgabe in diesem 
Jahr, die sich dem Ehrenamt in 
seiner Vergangenheit und Ge-
genwart widmet.
Der Senator a.D. Volker Kaske 
bietet uns mit einem exklusiven 
Rückblick auf die Gründungs-
geschichte der Lübecker CDU 
einen Einblick, mit welchen 
Schwierigkeiten das Ehrenamt 
in den ersten Jahren im Nach-
kriegsdeutschland verbunden 
war. Hervorzuheben sei bereits 
an dieser Stelle, dass beide Grün-
dungsväter aus dem Kreis des 
Mittelstandes kamen.
Joachim Wegener, seines Zei-
chens ehemaliger Bürgermeister 
der Stadt Bad Schwartau hat ei-
nen bemerkenswerten Diskurs 
über die möglichen Verflech-
tungen politischer Würdenträ-
ger mit dem eigenen Geldsäckel 
verfasst.
Und auch der Beitrag über den 

Mindestlohn geht auf dieses 
Thema ein. Die MIT fordert zu 
Recht, bei der Überprüfung 
dieses Gesetzes, den unnötigen 
bürokratischen Vorschriftenwust 
wieder rückgängig zu machen 
und Raum für pragmatische Re-
gelungen zu geben. Dem Sport 
sei Dank, dass Frau Nahles von 
der SPD nun notgedrungen zu-
rückrudern musste. Ausschlagge-
bend war wohl der Hinweis von 
Alexandra Dinges-Dierig, dass 
Nahles hunderttausende Ama-
teur-Sportler (Wähler) verprellt.
Unser Land hat Besseres verdient! 
Wir haben einen Ministerpräsi-
denten der abgewirtschaftet hat 
und keinen, der allseits anerkannt 
ist, sondern allem Anschein nach 
lustlos durchs Land reist, um 
Grußworte zu halten. In diesem 
Sinne äußerte sich der CDU Lan-
desvorsitzende Ingbert Liebig 
auf dem politischen Aschermitt-
woch in Lübeck. Eine tolle Veran-
staltung mit fast 100 Gästen und 
spitzen Anmerkungen zur Kom-
munal- und Landespolitik, die 
Sie auch im nächsten Jahr nicht 
verpassen sollten.
Wir beschäftigen uns auch wie-
der mit der festen Fehmarnbelt-
querung. Die Hinterlandanbin-
dung wird nun zwar teurer, wir 
erhalten aber eine neue Trasse 

entlang der A1, fernab der Ost-
seebäder. Dabei wird die alte 
Trasse erhalten. Allein die damit 
verbundene Lärmberuhigung 
unserer Badeorte sollte uns 
schon diese Kostensteigerung 
Wert sein. In der neuen Hinter-
landanbindung liegt aber auch 
die Chance, Teile der Güterver-
kehre nach Süddeutschland 
über Bad Kleinen abzuwickeln 
und das Nadelöhr Hamburg ent-
scheidend zu entlasten. Ledig-
lich die Entkoppelung der Züge 
aus Kopenhagen bei Lübeck 
wäre hierfür erforderlich.
Für das TTIP-Abkommen, dem 
Freihandelsabkommen mit Ka-
nada und den USA war in dieser 
Ausgabe leider kein Platz mehr. 
Im Kern geht es um mehr Wachs-
tum für Deutschland und eine 
bessere Regulierung. Unser Bun-
deswirtschaftsminister Sigmar 
Gabriel verteidigt es nun auch: 
„Wenn TTip scheitert, werden 
andere das Vakuum füllen. Deren 
Standards werden mit Sicherheit 
nicht höher sein, als unsere.“ Wir 
werden diese Entwicklung wei-
ter beobachten und Sie auf dem 
Laufenden halten. Und nun wün-
sche ich Ihnen viel Vergnügen 
mit unserer neuesten Ausgabe!

Ihr Willi Meier

Liebe 
Leserinnen 
und Leser,

Thomas Melchert
Vorsitzender der 
MIT Ostholstein

Willi Meier
Vorsitzender der 
MIT Lübeck

Regelmäßig erscheint unser Magazin, 
„Treffpunkt Mittelstand“ der Wirtschafts- 
und Mittelstandsvereinigung Lübeck & 
Ostholstein, mit einer Auflage von 5.000 

Exemplaren. 

Der Informationsschwerpunkt liegt auf 
regionalen Wirtschaftsthemen und wird 
Ihnen unterschiedliche Sichtweisen und 
Argumente zu aktuellen Themen näher 

bringen.
 

Mit unserer fünften Ausgabe möchte wir 
Ihnen erneut die Gelegenheit geben, uns 
ihr Feedback zu übermitteln. Wie finden 
Sie unser Magazin? Haben Sie Themen-
vorschläge, positive oder negative Kritik? 

Schreiben Sie uns eine E-Mail an:
mit@treffpunktteam.eu.

 
Das Magazin liegt auch weiterhin im Ein-
zelhandel, bei Versicherungen, Banken 
und Hotels aus und kann im Internet unter 

www.mit-hl.de 
heruntergeladen werden. 

Schreiben Sie uns 
Ihre Meinung

BEWEGT 
EUCH 
 

Unternehmertum und Eigenini-
tiative bestimmen die herausra-
gende Bedeutung der sozialen 
Marktwirtschaft. Es soll nicht 
der Staat selbst tätig werden, 
sondern lediglich dafür Sorge 
tragen, dass jeder Einzelne sein 
Leben selbst meistern kann. Der 
Staat soll vielmehr die Rahmen-
bedingungen für unser Gesell-
schaftssystem gewährleisten 
und nicht unternehmerisch tätig 
sein. Er muss durch einen Ord-
nungsrahmen die Bedingungen 
zur Entfaltung eines jeden Einzel-

nen definieren und auch die tat-
sächlichen Bedingungen für ein 
gedeihliches Wirtschaftswachs-
tum gewährleisten. Dazu gehört 
insbesondere auch die Infra-
struktur. Er muss also eine funk-
tionsfähige, überregionale Infra-
struktur schaffen, besonders im 
Verkehrsbereich. Eines der, wenn 
nicht das größte Infrastruktur-
projekt dieser Art ist derzeit die 
feste Fehmarnbeltquerung. Hier 
hat der Staat gehandelt, indem 
Deutschland und Dänemark in 
einem Staatsvertrag die recht-
lichen Rahmenbedingungen für 
dieses Großprojekt vereinbart 
haben. Der interessierte Bürger 
reibt sich jedoch erstaunt die Au-
gen, wenn er feststellt, dass der-
selbe Staat als Eigentümer der 
Deutschen Bahn AG als Bremser 
des von ihm selbst vertraglich 

vereinbarten Projektes auftritt. Es 
ist absolut unverständlich, dass 
scheibchenweise immer neue 
Bedenken und Probleme auch 
nach jahrelanger Diskussion 
auftreten, indem man feststellt, 
dass z.B. urplötzlich Wälder auf 
einer geplanten Trasse stehen. 
Jeder Autofahrer von uns kennt 
die Verkehrsengpässe rund um 
Hamburg, die eine zügige Pla-
nung sowohl der Ost- wie auch 
Westumgehung der Hansestadt 
erfordern. Für den Eisenbahnver-
kehr scheint dies nicht zu interes-
sieren, da eine Entkopplung der 
Eisenbahnverkehre in Richtung 
Süden planerisch nicht vorange-
trieben wird. Den Bund als Eigen-
tümer der Deutschen Bahn for-
dere ich daher auf: Bewegt Euch. 

Ihr Thomas Melchert
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Alexandra 
Dinges-Dierig

MdL 

Übrigens wehrt sich davon keiner 
grundsätzlich gegen den Min-
destlohn. Ich kenne zudem nie-
manden in der mittelständischen 
Wirtschaft, der den Satz „wer 
Vollzeit arbeitet, muss von seinem 
Verdienst auch leben können“ 
nicht unterschreiben würde. Was 
uns jedoch allen am Herzen liegt: 
Dass das Mindestlohngesetz kein 
die mittelständische Wirtschaft 
lähmendes Bürokratiemonster 
wird. 
Die Unionsfraktion hat sich im 
Rahmen der Verhandlungen um 
den Mindestlohn stets für flexi-
ble Regelungen eingesetzt. Ein 
Beispiel ist die Dokumentations-
pflicht für bestimmte Arbeit-
nehmergruppen. Während das 
Bundesministerium für Arbeit 

und Soziales (BMAS) diese für alle 
Arbeitnehmer gefordert hat, die 
monatlich weniger als 4.500 Euro 
brutto verdienen, konnte diese 
Grenze als Kompromiss auf 2.958 
Euro herabgesetzt werden. 
Meinen Kolleginnen und Kolle-
gen und mir war und ist wichtig, 
dass das Gesetz fortlaufend evalu-
iert und eventuell angepasst wird. 
Dies kann auch durch Verord-
nungen, die durch das BMAS im 
Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen (BMF) 
vorgenommen werden können, 
geschehen. 
Darüber hinaus hat eine Initiative 
des Parlamentskreises Mittelstand 
(PKM) der Unionsfraktion um-
fangreiche Änderungsvorschläge 
eingebracht, die nach langer Dis-

kussion einstimmig verabschie-
det worden sind und zu neuen 
Verhandlungen auf der Umset-
zungsebene mit unserem Koaliti-
onspartner führen sollen. 
Ein Teilbereich bewegt mich als 
ehemalige Sportsenatorin be-
sonders. Auf ihn habe ich des-
halb auch gemeinsam mit dem 
sportpolitischen Sprecher der 
Unionsfraktion Eberhard Gienger 
die Öffentlichkeit aufmerksam 
gemacht: Viele Sportvereine, die 
am unteren Ligabetrieb oder an 
Frauenligen teilnehmen, sind der-
zeit durch die Mindestlohnvor-
schriften in Bedrängnis.  
Denn die Spielerinnen und Spie-
ler, die bisher eine geringe mo-
natliche Zahlung erhalten, gelten 
nach bisheriger Rechtsprechung 
nicht als Ehrenamtler, sondern 
befinden sich in einem Arbeit-
nehmerverhältnis zu ihrem Verein. 
Damit gilt für sie der Mindestlohn.  

Die gezahlten Pauschalen sind 
jedoch meist erheblich geringer 
angesetzt als Trainings- und Spiel-
zeiten es zulassen würden, da die 
Sportvereine finanziell nicht in 
der Lage sind, nach Mindestlohn-
gesetz zu bezahlen. Zudem ist 
der Mindestlohn Voraussetzung 
für die Unfallversicherung und 
dieser wiederum Voraussetzung 
für die Lizenzvergabe in den be-
troffenen Ligen. Ich engagiere 
mich dafür, dass wir auch dieses 
Thema mit unserem Koalitions-
partner diskutieren. Sonst fallen 
viele Ligavereine dem Mindest-
lohn zum Opfer. Das BMAS hat in 
Aussicht gestellt, sich des Themas 
anzunehmen. 

Union für neue Verhandlungen 
beim Mindestlohn Es sind derzeit sehr viele Zuschriften und Anrufe, 

die die CDU/ CSU-Bundestagsabgeordneten aus der 
mittelständischen Wirtschaft zum Thema Mindest-
lohn erreichen. 

Ostsee-Holstein-Tourismus e.V. 
(OHT) präsentiert in Berlin 
die neue Ostsee 
Schleswig-Holstein

Die topaktuellen Ergebnisse 
aus der Reiseanalyse zeigen: die 
Ostsee Schleswig-Holstein ge-
hört zum wiederholten Male zu 
den beliebtesten Reisezielen der 
Deutschen und belegte im Jahr 
2014 den 3. Platz im Ranking. 
Auch für 2015 sind die Aussichten 
laut der Studie positiv, denn die 
Reiselust der deutschen Bevölke-
rung scheint ungebrochen. „Das 
zeigt deutlich, dass die Investi-
tionen in die touristische Infra-
struktur Früchte tragen und die 
Küste einen Imagewandel voll-
zieht“, freut sich Katja Lauritzen, 
Geschäftsführerin des OHT, und 
bekräftigt damit die Notwendig-
keit, in die touristische Infrastruk-
tur zu investieren. In den letzten 
Jahren wurden an der Ostsee 
private und öffentliche Investiti-
onen in Höhe von 606,8 Millionen 
€ getätigt. „Die neuen Hotels und 
Promenaden bringen frischen 
Wind in die Region“ ergänzt Ste-
fan Borgmann, Marketingbeirats-
vorsitzender des Verbandes und 
Geschäftsführer der Eckernförde 
Touristik und Marketing GmbH. 
Das touristische Angebot an der 
Ostsee Schleswig-Holstein hat 
sich in den vergangenen Jahren 
komplett verändert: neue Pro-
menaden und Seebrücken heben 
sich von der Kulisse der Land-
schaft ab und verbinden unbe-
schwertes Strandleben und ab-
wechslungsreiche Möglichkeiten 
zum Einkaufen sowie echten  

Vergnügungen am Meer. Well-
ness- und Szenehotels ermög-
lichen das Küstenerlebnis der 
besonderen Art – die Ostsee 
Schleswig-Holsteins zeigt sich fa-
cettenreich und am Puls der Zeit.

Highlights 2015

Wer die Region erkunden möch-
te, kommt zum Weltfischbröt-
chentag, der Veranstaltung mit 
Kultcharakter. Die Orte an der 
Ostseeküste Schleswig-Holsteins 
gestalten wieder ein spannendes 
Programm rund um die „Curry-
wurst des Nordens“. Die besten 
Tipps und Informationen zum 
nächsten Weltfischbrötchentag 
am 2. Mai 2015 gibt es unter: 
www.weltfischbroetchentag.de.

Zum offiziellen Beginn der Som-
mersaison am 5. Juli findet dann 
in den Orten zwischen Glücks-
burg und Travemünde das große 
ostsee*Strandfrühstück statt. 
Dann heißt es: Bitte im Strandkorb 
oder direkt im feinen, weichen 
Sand Platz nehmen, den Blick 
aufs Meer richten und einfach nur 
noch genießen. Alle weiteren In-
formationen gibt es unter:
www.ostsee-strandfrühstück.de.

Weitere Informationen erhal-
ten Sie unter www.ostsee-schles-
wig-holstein.de  und telefonisch 
beim Ostsee-Holstein-Tourismus 
e.V. unter 04503 88 85 25.

Die Internationale Tourismusbörse (ITB) in Berlin ist mit 
über 160.000 Fach- und Privatbesuchern die größte 
Reisemesse. Ein guter Anlass für den Ostsee-Holstein-
Tourismus e.V. (OHT), um nicht nur neue Gäste für die 
Ostsee in Schleswig-Holstein zu generieren, sondern 
auch um Gespräche mit Politikern und Branchenvertre-
tern zu führen und aktuelle Marktforschungsergebnis-
se kennenzulernen.
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Insgesamt 6 Teams hatten sich 
unter der Leitung der Lehrkräfte 
Wolfgang Ackermann, Michael 
John und Jens-Peter Möller für 
den Schulwettkampf in voran-
gegangenen klasseninternen 
Vorentscheiden qualifiziert. Sie 
zauberten folgende köstliche Ge-
richte und verwöhnten die zahl-
reichen Gäste aus Neustadt und 
Umgebung:

1. WELLENMEER
Jasmin Bebensee | Monja Sallowsky
Gebratene Entenbrust an 
Hagebuttensauce, Zucchini- und 
Selleriekugeln, Babymöhren, 
Rosmarinkartoffeln

2. NESTHÄHNCHEN
Daniel Krüger | Dominique Neuhäuser
Gefüllte Hähnchenbrust an 
Spinatschaum, Möhrenbündchen 
und Kirschtomaten, pochiertes Ei 
im Kartoffelnest

3. FORELLE IM 
FARBENMEER
Justin Rafael Lafrenz | Dennis Schurwanz
Gebratenes Forellenfiletröllchen 
auf Apfel-Zwiebel-Konfit, Ravioli 
und Kartoffelringe

4. MARITIME 
VERFÜHRUNG
Mathias Kleinert | Robin Lähn
Gebratenes Schollenfilet auf 
Wirsingkohl mit Garnelensauce,
Kartoffel-Speck-Roulade

5. LACHS AUF DER DÜNE
Johannes Julien Bloch | Carsten Lerscht
Gedünstetes Lachsfilet auf 
Spinathollandaise, Gemüsestreifen,
Kartoffelplätzchen

6. LABOER STRANDTURM
Dominic Brammer | Fin Alexander Maaß
Doschroulade im Wirsingmantel, 
Dijon-Senf-Sauce, Romanesco,
Herzogin-Rote-Bete-Kartoffeln

Am Montag, dem 2. März 2015, wurde aus den zwei 
Oberstufen der Köche/-innen die Mannschaft ermittelt, 
die unsere Berufsschule bei der Endausscheidung des 
Kochwettbewerbs „Ostseegericht 2015“ am 16. März in 
Travemünde vertritt.

Wie kompetent diese jungen 
Auszubildenden sind, davon 
konnten sich Gäste, Schulleitung, 
Presse und Jury eindrucksvoll 
überzeugen.
Die Juroren (Dr. Annemarie Goos, 
Schulleiterin; Lars Krabbenhöft, 
Seehotel Eichenhain in Neu-
stadt, Kai-Peter Liedtke, Restau-
rant Passat in Kellenhusen; Uwe 
Müller-Kebschull, Außenstelle 
Timmendorf; Timo Steltner, Kur-
hausbetriebe Heiligenhafen) 
bewerteten die Leistungen der 
Schüler/innen anhand festge-
legter Kriterien, die den Gästen 
auch noch einmal kurz erläutert 
wurden. Aber auch die Gäste 
durften mitbestimmen und nach 
der Verkostung der köstlichen 
6 Kreationen für ihren Favoriten 
eine Stimme abgeben.
Die Jury gab dann nach einge-
hender Beratung folgende Be-
wertung ab:

Platz 1 für Daniel Krüger (Burg-
Klause) und Dominique Neuhäuser 
(Hotel Erholung) mit „Nesthähnchen“

Platz 2 ging an Mathias Kleinert 
( Belveder) und Robin Lähn 
(Jugendherberge Scharbeutz) 
mit „Maritime Verführung“

Platz 3 erhielten Justin Rafael 
Lafrenz (Steak und Fisch Hus) und 
Dennis Schurwanz (IFA) 
mit „Forelle im Farbenmeer“

Die Auszubildenden, die das Ge-
richt „Nesthähnchen“ kreiierten, 
bekamen eine Universalreibe als 
Geschenk von der Schule und 
nehmen am 16. März am Trave-
münder Ostseegericht teil.
      
Die Überraschung: Platz 3 der 
Jury, nämlich die „Forelle im Far-
benmeer“ gefiel den Gästen so 
gut, dass das Gericht knapp vor 
der „Maritimen Verführung“ den 
Gästepreis eroberte. Die Auszu-
bildenden erhielten als Anerken-
nung ihrer tollen Leistung zwei 
von der Schule gesponsorte 
Fachbücher.

Insgesamt war es eine total ge-
lungene Veranstaltung, was die 
vielen positiven Rückmeldungen 
von Seiten der Gäste, der Jury, der 
Lehrkräfte und auch der „Haupt-
akteure“, unserer Auszubilden-
den, belegen.

Autor: Tanja Kanter
Abteilungsleiterin Ernährung 
und Hauswirtschaft

Schulinterne 
Ausscheidung 
für das Ostsee-
gericht 2015

Daniel Krüger (Burg-Klause) 
und Dominique Neuhäuser 

(Hotel Erholung) 
mit „Nesthähnchen“

Die Fachjury, Experten aus Han-
del, Industrie und der Lebens-
mittelbranche, sind von der 
Neuheit begeistert. Der Preis 
wird von der Fachzeitschrift 
Rundschau– Für den Lebens-
mittelhandel – ausgelobt. Am 
6. März 2015 hat Niederegger 
den Innovationspreis in Baden-
Baden entgegengenommen.

Die neueste Marzipankreation 
aus dem Traditionshaus Nie-
deregger in Lübeck kleidet sich 
in eine trendige Verpackung: 
„look tasty“ ist die erste Süßwa-
renrange des Unternehmens, die 
einen aktuellen Modetrend auf-
greift und somit zu einem „Must-
have“ für den Verbraucher avan-
ciert – wie ein echtes Fashion 

Accessoire. Ob zum Verschenken 
oder für den Eigenverzehr: Die 
Verpackungen im Animal-Print 
überzeugen durch ihr hochwer-
tiges Design. 
Ob als praktischer Stick für unter-
wegs oder als stylisher Hingucker 
in der dekorativen Präsent-Box 
– die drei Sorten Classic, Cara-
mel Brownie und Kaffee-Nuss im 

Zebra-, Giraffen- und Krokodilde-
sign bieten ein leckeres Vergnü-
gen. Sie passen so perfekt zu den 
angesagten Looks, die derzeit 
auf den Laufstegen der Welt prä-
sentiert werden.

Mehr Informationen unter: 
www.niederegger.de

NIEDEREGGER 
erhält den 
Innovationspreis
Sweetie 2015 In der Kategorie Sonderpreis „Marketingkonzept“ hat das Familien-

unternehmen NIEDEREGGER mit der neuen Marzipankreation „look 
tasty“ den Innovationspreis Sweetie – Deutschlands innovativste  
Süßware 2015 - gewonnen.
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6. politischer 
Aschermittwoch 
der MIT

Gelungenes Gastspiel der CDU. Für die Mittel-
standsvereinigung ist es ein Highlight des Jahres, 
der politische Aschermittwoch. Dieses Jahr ist Ing-
bert Liebing, Bundestagsabgeordneter und frisch 
gebackener Landesvorsitzender der CDU, dem 
Ruf nach Lübeck gefolgt, um rund 100 Gäste mit 
seiner launigen Rede zu unterhalten.

Eingeladen waren Mitglieder 
der Mittelstandsvereinigung 
und alle Interessierten, die ei-
nen verheißungsvollen Abend 
mit politischem Klamauk und 
der für den politischen Ascher-
mittwoch berühmten Derb-
heit verbringen wollten. Von 
Sierksdorf bis Pinneberg aus 
angereist, startete der Abend 
im großen Festsaal des Hanse-
atischen Hofs bei guter Laune 
und Sektempfang – anders als 
in Bayern beim Maß Bier.

Nach einer freundlichen Begrü-
ßung der vielen politischen Gä-
ste ging Willi Meier angriffslustig 
zu seiner Rede über und drosch 
auf das kommunale Theater der 
Lübecker Bürgerschaft ein: „Was 
müssen Feierabendpolitiker in 
ihrer Gedächtnishalle haben, 
wenn sie einen Antrag zum Tan-
zen während der Sitzungspau-
se am Abend einbringen?“ Die 
schamhafte Senatorenwahl, die 
ehemalige Bildungsministerin, 
die ihre Karriere selbst wendete 
und ein Ministerpräsident, der 

sich lieber vor und nicht hinter 
seine Leute stellen sollte, seien 
Ausdruck dessen, wieso man auf 
bessere Zeiten hoffe sollte.

Unterbrochen von der Stärkung 
der begeisterten Zuhörerschaft 
mit Roastbeef und gezapftem 
Pils nahm Ingbert Liebing un-
ter dem Motto „Unser Land hat 
Besseres verdient“ die Zielvor-
gabe von Meier im Anschluss 
auf: „Für zwei Jahre hatten wir 
einen Innenminister, der vorher 
lange Bürgermeister und stell-

vertretender Vorsitzender der 
SPD war. Und nach zwei Jahren 
im Amt stellt er überrascht fest, 
dass er für nicht genug Geld 
ziemlich viele Termine und we-
nig Zeit für seine Familie hat. 
Das war für einen Politprofi wie 
ihn ja auch vorher nicht abseh-
bar!“ Beschlüsse wie das „super-
bürokratische“ Vergaberecht, 
Landes-Mindestlohn, Denkmal-
schutzgesetz, Korruptionsre-
gister und der fehlende A20-
Ausbau seien beispielhaft für 
drei Jahre, in denen es kein mit-

telstandsfreundliches Gesetz in 
Schleswig-Holstein gegeben 
habe. Für die Missgriffe bei Mi-
nisterauswahl und Legislation 
machte der Landesvorsitzende 
auch ganz klar den Grund da-
für aus. Der 6. stellvertretende 
Vorsitzende der SPD Ralf Steg-
ner, den Liebing zur sichtbaren 
Freude des Publikums nie beim 
Namen nennt, sei eigentlich der 
„heimliche Ministerpräsident“, 
derweil der offiziell Gewählte 
sich zumindest noch über die 
Zeitung informiere, was denn 

so in seinem Land vorginge. 
Der entschlossene Applaus ließ 
auch keinen Zweifel daran, dass 
die CDU mit Ingbert Liebing ei-
nen gnadenlos analysierenden 
und scharfzüngigen Kandi-
daten für die Landtagswahl im 
Jahr 2017 im Repertoire hat. Und 
während der Saal sich nach der 
Rede bei lockeren Gesprächen 
langsam leerte, wurde es an der 
Bar in der Lobby immer voller, 
wo der Auftritt des CDU Hoff-
nungsträgers immer noch für 
viel Gesprächsstoff sorgte.

Kreisvorsitzender Willi Meier
Landesvorsitzender der CDU Ingbert Liebing
Landesgeschäftsführer MIT Thomas Klömmer

Willi Meier und Thomas Klömmer verfolgen 
Ingbert Liebingss Aschermittwochsrede 
anerkennend.

CDU Kreisvorsitzende 
Anette Röttger kam auch 
zu Besuch

Lars Rottloff, Mitglied der 
Bürgerschaft, führt interessante 
Gespräche beim Sektempfang

Stefan Lange im Gespräch mit
Baris Karabacak aus Pinneberg

Lars Rottloff im Gespräch 
mit Helmut „Helmi“ Lux

Gunnar Rega im Gespräch mit
MIT Bundesvorstandsmitglied
Rolf Koschorrek

Kreisvorsitzender der MIT 
Steinburg Stefan LangeGunnar Rega

Kreisvorsitzende der MIT Sl-Fl Frauke Reese 
und Roswitha Schumacher 

Klaus Danielson und Rüdiger 
Longuet tauschen sich aus

Gerhild Groth 
Zontas Lübeck

Brigitte und Rüdiger Longuet, 
Thomas Thalau und Schorsch Müller Herr Röttger im Gespräch
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Feste Fehmarnbeltquerung: 
Für Lübeck ein Riesenschritt, 
aber die Voraussetzungen 
müssen stimmen

Das Gegenteil ist richtig. Deutsch-
land und vor allem Schleswig-
Holstein müssen aktiver als bisher 
den Staatsvertrag erfüllen. Kei-
ne der jüngsten Entwicklungen 
konnte ernsthaft überraschen: 
Dass eine neu zu bauende Pa-
ralleltrasse entlang der A1 teurer 
werden würde als die Elektrifizie-
rung einer Bestandstrasse, sollte 
klar sein. Die Paralleltrasse jedoch 
war eine notwendige Maßnahme, 
um die Ostseebäder vor Güter-
durchfahrtverkehr zu bewahren. 
Auch die Grünen sollten dagegen 
nicht sein.

Erst recht müssen wir uns in Lü-
beck weiterhin die immensen 
Vorteile der festen Querung vor 
Augen führen: Durch die Hinter-
landanbindung wird Lübeck in 
Richtung Puttgarden eine neue, 
als Hochgeschwindigkeitsstrecke 
konzipierte Anbindung erhal-
ten. Geprüft werden derzeit 200 
km/h, eine solche Strecke gibt es 
in Schleswig-Holstein bisher noch 
überhaupt nicht. Hinzu kommt 

die erheblich verbesserte Anbin-
dung Richtung Osten und Süden: 
Durch den zweigleisigen Ausbau 
und die Elektrifizierung Richtung 
Bad Kleinen sowie eine Spange 
Richtung Schwerin können zu-
künftig Züge Richtung Wolfsburg 
und Berlin das Hamburger Na-
delöhr umgehen. Ein immenser 
Vorteil für den Lübecker Hafen, 
der sich vom Papierverkehr Rich-
tung PKW-Umschlag verlagern 
möchte.

Hinzu kommt die neue Stand-
ortlage: Lübeck zwischen der 
dänisch-schwedischen Metropol-
region Kopenhagen/Malmö und 

Hamburg: Ein Bindeglied mitten 
in Europa. Statt zu hadern und 
zu zögern, sollten wir endlich die 
Voraussetzungen schaffen, dass 
wir in unserer Region noch mehr 
profitieren: Die Güterverkehre 
müssen in Lübeck auch umge-
schlagen werden. Für ein neues 
Logistikdrehkreuz in Lübeck zwi-
schen Ost-West- und Nord-Süd-
Route, Hafen und Binnenwasser-
straße wird es höchste Zeit.

Die Gegner der festen 
Fehmarnbeltquerung 
scheinen derzeit Mor-
genluft zu wittern: Die 
Hinterlandanbindung 
würde teurer und spä-
ter fertig. Man solle den 
gesamten Staatsvertrag 
mit Dänemark neu ver-
handeln, fordern derzeit 
die Grünen in Berlin.

Schleswig-Holsteins SPD-Ministerpräsident Torsten Albig kann 
einem schon fast ein wenig leidtun: Da berief er eine parteilose 
Professorin zur Bildungsministerin in Kiel und wurde für diesen 
Mut fürchterlich bestraft. Wara Wende – so heißt diese Dame 
– marschierte durch die ohnehin von permanenten Krisen ge-
schüttelte Bildungslandschaft wie eine Elefantendame durch 
einen Porzellanladen und musste sich von Philologen- und 
Sonderpädagogik-Verbänden, von Eltern- und Behinderten-Be-
auftragten sowie von Politikern aller Couleur Kritik der übelsten 
Sorte anhören – und was macht der ahnungslose Torsten Al-
big? Er stand eisern zu seiner Renommier-Ministerin und holte 
sich ohne großen ersichtlichen Grund immer neue Probleme 
in sein ohnehin fragiles Ein-Stimmen-Regierungsbündnis mit 
den Grünen und dem SSW. So zum Beispiel im Umgang mit 
der Justizministerin Anke Spoorendonk, die zum Ende ihrer 
politischen Karriere noch einmal in der großen Landespolitik 
mitspielen durfte. Und auch dieser Versuch ist kläglich geschei-
tert. Albig ließ sich bei der sogenannten Lübecker Gefängnis-
Affäre erst Tage später über die Medien informieren und wun-

derte sich dann allen Ernstes über die negativen 
Reaktionen aus der Öffentlichkeit. 

Bei diesem Politik-Stil ist es kein 
Wunder, dass Albig zur Halbzeit 
seiner Regierungsperiode auf 
der Beliebtheitsskala ganz un-

ten steht. Hoffen wir mit dem 
Ministerpräsidenten, dass es in 

den kommenden zwei Jahren wie-
der aufwärts geht und in Schles-
wig-Holstein wieder vernünftig 
regiert wird. 

Das wünscht sich Ihr   

WillY Wacker

Wie Torsten 
Albig Probleme 
magisch anzieht!

S Sparkasse
zu Lübeck

Der richtige Partner 
für Ihren Erfolg.
Ihr FirmenkundenCenter.
Telefon 0451 147-135

Alexandra 
Dinges-Dierig

MdL 
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Immer wieder wird darüber ge-
klagt, dass die politischen Ver-
tretungen auf kommunaler Ebe-
ne (Stadt, Gemeinde, Kreis) zu 
einseitig besetzt sind und damit 
kein Abbild der Lebenswirklich-
keit darstellen. Es fehlen gemein-
hin Vertreter des Mittelstands 
wie Handwerker, kleine Unter-
nehmer, Kaufleute, Selbständige 
aus vielen Bereichen. Dabei wä-
ren die Erfahrungen und Sach-
kenntnis gerade dieser Gruppen 
für die Entscheidungsfindungen 
in den politischen Gremien be-
sonders wertvoll.

Sicherlich ist es vielen Selbstän-
digen aus zeitlichen Gründen gar 
nicht möglich, ein zeitaufwen-
diges Mandat in der Stadtvertre-
tung oder im Kreistag zu über-
nehmen. Das sind Sachzwänge 
und auch persönliche Entschei-
dungen, die es zu respektieren 
gilt.

Aber es gibt weitere gewichtige 
Gründe für diese Mitbürger, sich 
nicht um ein Mandat in den po-
litischen Vertretungen zu be-
werben, die aber fast alle mit 
der beruflichen Tätigkeit von 
Selbständigen zusammenhän-
gen, insbesondere dann, wenn 
sie sich auch um Aufträge der 
öffentlichen Hand bemühen 
müssen.

Schon bei der Bekanntgabe 
eines Bewerbers, z. B eines Hand-
werkers, eines Architekten oder 
Versicherungsmaklers - um nur 
einige Beispiele zu nennen - 
kommen oft Gerüchte auf, dass 
derjenige sich ja doch nur auf 

die eine oder andere Weise öf-
fentliche Aufträge sichern will. 
Schnell dahergesagt, aber eine 
grundsätzlich infame Unterstel-
lung, die aber am Image eines 
Bewerbers kratzen soll. Dabei 
sind die Gerüchtemacher nicht 
nur in den gegnerischen Mitbe-
werbern, sondern oftmals leider 
auch in den eigenen Reihen zu 
finden. Die Gründe sind vielfäl-
tig, erschweren es aber, solche 
wegen ihres Sachverstands wich-
tigen notwendigen Bewerber zu 
einer Kandidatur zu bewegen. 
Unter solchen Umständen ver-
zichten sie dann verständlicher-
weise lieber auf eine Kandidatur.

Damit aber werden viele eigent-
lich sehr wichtige sachverstän-
dige Kandidaten abgeschreckt. 
Hinzu kommt, dass Selbständige, 
die in eine Vertretung gewählt 
werden, auch noch gedrängt 
werden, auf öffentliche Aufträge, 
die sie womöglich dringend be-
nötigen, zu verzichten. Oder sie 
werden bei der Vergabe gar nicht 
berücksichtigt. Eine Strafe für das 
gesellschaftliche Engagement. 
Eine unmögliche und schäd-
liche Situation, die die Selbstän-
digen in der Kommunalpolitik 
zum Schaden der sachlichen 
Beschlussfassungen ins Abseits 
drängt.

Natürlich ist jeder mögliche Fall 
von Vorteilsnahme, der auch 
niemals ganz auszuschließen 
ist, ein Fall zu viel. Das aber darf 
keineswegs zu verallgemei-
nernden Rückschlüssen führen. 
Grundsätzlich muss auch den 
Mittelständler ohne böswillige 

Mittelstand in 
kommunalen 
Vertretungen 
– Ein Interessen-
konflikt?

„Die politischen Vertretungen sind mal voller und 
mal leerer, aber immer voller Lehrer“. Wer auch im-
mer diesen ironischen Satz gebildet hat, es steckt 
ein Korn Wahrheit darin. Wenn man den Begriff 
„Lehrer“ durch „Mitarbeiter im öffentlichen Dienst“ 
ersetzt, kommt man allerdings der Wahrheit schon 
sehr viel näher.

Jochen Wegener 

war von 1990 bis 2002 
Bürgermeister der Stadt 
Bad Schwartau, von 2003 
bis 2008 stellvertretender 
Landrat des Kreises Osthol-
stein und von 2008 bis 2013  
         Kreispräsident.

Unterstellungen die Möglichkeit 
gegeben sein, nicht nur zu kandi-
dieren, sondern zum Wohl einer 
Stadt oder eines Kreises auch in 
den Gremien mitzuarbeiten, für 
die der gewählte Vertreter von 
Berufs wegen die entsprechende 
Sachkenntnis mitbringt.

Auch die Vergabe von Aufträ-
gen an kommunale politische 
Vertreter ist in der Kommunal-
verfassung eindeutig geregelt. 
Die Ausschreibungen sind trans-
parent, so dass es eigentlich zu 
gar keinen Fehlentscheidungen 
kommen kann. Darauf zu ach-
ten ist dann auch die Verpflich-
tung der Auftragnehmer und 
Auftraggeber. Keinesfalls darf 
ein Auftrag für einen politischen 
Vertreter deswegen nicht ver-
geben werden, weil ein falscher 
Eindruck entstehen könnte. Das 
wäre eine Strafe für das gesell-
schaftliche Engagement eines 

Mittelständlers, die nicht nur 
höchst unberechtigt und belei-
digend wäre, sondern letztlich 
auch dafür verantwortlich wäre, 
wenn immer weniger Vertreter 
dieser gesellschaftlich relevanten 
Gruppe für die politische Vertre-
tung zu gewinnen sind.

Es ist daher auch die Verpflich-
tung der Parteien, Angriffe auf 
die Integrität der Selbständigen 
durch ihre Mitglieder zu unterbin-
den. Nur wenn die kommunalpo-
litischen Vertretungen auch ein 
einigermaßen gleichgewichtiges 
Abbild der Realität bilden, sind 
auch allgemein von den Bürgern 
akzeptierte Beschlüsse zu erwar-
ten. Damit sollen die nichtselb-
ständigen politischen Vertreter 
nicht disqualifiziert werden. Aber 
bei manch einer Entscheidung 
fehlen doch die fachlichen Vo-
raussetzungen, um einen qualifi-
zierten Beschluss zu fassen.
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Sein Werk wurde von der Konrad-
Adenauer-Stiftung im Juni 2014 
mit dem Titel „Die Gründung der 
CDU in der Hansestadt Lübeck 
– Der Aufbau demokratischer 
Strukturen 1945-1947“* in Buch-
form herausgegeben. 
Wir konnten den Senator für ei-
nen Extrakt seiner ausführlichen 
Dokumentation gewinnen und 
veröffentlichen in dieser und den 
beiden folgenden Ausgaben des 
Treffpunkt Mittelstand exklusive 
Auszüge mit persönlichen An-
merkungen von Herrn Kaske:

„Es gibt gute Gründe, dass wir uns 
als politisch interessierte und en-
gagierte Bürgerinnen und Bürger 
nicht nur den aktuellen tagespo-
litischen Themen zuwenden, son-
dern auch den Blick zurück auf 
die Entstehung der CDU als einer 
ganz neuartigen Partei nach dem 
Zusammenbruch der NS-Diktatur 
richten.
Zunächst bietet sich dies schon 
aus dem historischen Tatbestand 
heraus an, dass wir in diesem Jahr 
den 70. Jahrestag der Gründung 
unserer Partei im Jahre 1945 auch 
in der Hansestadt Lübeck bege-
hen können.
Sodann ist die Beschäftigung 
mit der Gründungsgeschichte 
unserer Partei aber auch deswe-
gen für uns von Wert, weil ich 
fest davon überzeugt bin, dass 
für die Entwicklung von richtigen 
Vorstellungen über das „Wohin“ 
in der Politik auch das Wissen 
um das „Woher“ erforderlich ist. 
Für mich gilt auch hier das Wort: 
„Ohne Kenntnis der Vergangen-
heit gibt es keinen Weg in die 
Zukunft.“
Und schließlich gibt es gerade für 
die MIT einen besonderen Grund, 
sich mit diesem Thema zu be-
fassen, denn im Mittelpunkt der 
Gründungsgeschichte der Lübe-

cker CDU stehen zwei Persönlich-
keiten, die man mit Recht heute 
als „Mittelständler“ bezeichnen 
würde und denen daher auch 
dieser erste Beitrag gewidmet ist: 
Adolf Ehrtmann, der hauptberuf-
lich als Geschäftsführer einer Lü-
becker Wohnungsbaugenossen-
schaft wirkte und Paul Bock, der 
Inhaber einer Speditionsfirma im 
Lübecker Hafen war. 

Adolf Ehrtmann und Paul Bock 
taten also bereits seit den ersten 
Nachkriegsmonaten das, was 
auch heute viele Mittelständler 
tun: Sie engagierten sich ehren-
amtlich im politischen Raum. Im 
Unterschied zu heute vollzog sich 
das aber damals unter ungleich 
schwierigeren persönlichen, po-
litischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Umständen und wich 
vom typischen Verhalten der 
Menschen in jener Zeit deutlich 
ab. Niemand hätte es demgemäß 
damals beiden verübelt, wenn sie 
sich angesichts der allgemeinen 
Not und ihrer persönlichen Situa-
tion auf die Fürsorge für ihre Fami-
lie und die Sicherung der eigenen 
wirtschaftlichen Existenzgrund-
lagen beschränkt hätten.
Adolf Ehrtmann hätte beispiels-
weise sicherlich nach seiner Rück-
kehr nach Lübeck allgemeines 
Verständnis gefunden, wenn 
er die verbliebenen Kräfte voll 
und ganz seiner Frau und seinen 
acht Kindern sowie der wieder 
aufgenommenen Tätigkeit als 
Geschäftsführer einer Wohnungs-
baugenossenschaft gewidmet 
hätte.
Und auch Paul Bock hätte ange-
sichts seiner damaligen schwie-
rigen wirtschaftlichen Situation 
und vielfältiger Bemühungen um 
neue Einnahmequellen ebenfalls 
allgemeine Zustimmung für eine 
Entscheidung gefunden, seine  

Die Gründungsgeschichte 
der CDU Lübeck Der Lübecker Senator a. D. Volker Kaske hat sich in seinem 

Ruhestand mit der Entstehung der Christlich Demokra-
tischen Union in Lübeck nach dem zweiten Weltkrieg  
auseinander gesetzt. 

Nach Kriegsende 1945 fanden sich auch in Lübeck Persön-
lichkeiten zusammen, deren Engagement in die Gründung 
der CDU einmündete. Eingebettet war ihre Tätigkeit in den 
Aufbau demokratischer Strukturen durch Verantwortliche 
verschiedener politischer Richtungen und aus der Wirt-
schaft. Dieser Band zeichnet die Gründungsgeschichte der 
Lübecker CDU bis zur ersten Landtagswahl in Schleswig-
Holstein 1947 nach und schließt damit vorhandene Lücken 

in der frühen Nachkriegsgeschichte.

Das Buch ist kostenlos bei der Konrad-Adenauer-Stiftung in 
53757 Sankt Augustin, Rathausallee 12, und in der Kreisge-
schäftsstelle der CDU Lübeck, 23552 Lübeck, An der Unter-

trave 14-16, erhältlich.

Arbeit voll auf seinen Familien- 
und Freundeskreis und auf den 
Aus- und Aufbau seiner wirt-
schaftlichen Grundlagen zu be-
schränken. Glücklicherweise taten 
beide dies nicht. Adolf Ehrtmann, 
der christlich-soziale Demokrat 
mit hohen menschlichen Fähig-
keiten und dem Sinn gerade auch 
für die praktische politische Arbeit 
und Paul Bock, der aufrechte links-
liberale Demokrat, der zunächst 
der Idee einer christlich-demokra-
tischen Partei durchaus skeptisch 
gegenüber stand, sie beide mach-
ten sich an die politische Auf-
bauarbeit im Nachkriegs-Lübeck 
und fanden schließlich in der neu 
gegründeten CDU ihre politische 
Heimat, für die sie sich sodann 
jahrzehntelang engagierten.

So bleibt festzuhalten: Adolf 
Ehrtmann und Paul Bock sind 
durch ihr tatkräftiges Handeln in 
schwersten Zeiten auch heute 
noch beeindruckende Vorbilder. 
Man kann es auch anders ausdrü-
cken: Sie waren die bewunderns-
werten „Ehrenamtler der ersten 
Stunde“!

Volker Kaske
Senator a. D. und Autor

Adolf Ehrtmann (1897 – 1979) war seit 1918 Mitglied des Zentrums 
und gehörte von 1926 bis zur Machtübernahme durch die Natio-
nalsozialisten im Jahre 1933 als einziger Zentrums-Abgeordneter 
der Lübecker Bürgerschaft an. Er wurde 1942 verhaftet und im 
Lübecker Christenprozess 1943 durch den Volksgerichtshof formal 
zu fünf Jahren Zuchthaus - aufgrund des nationalsozialistischen 
Kriegsrechts aber tatsächlich zu einem zeitlich unbegrenzten 
Zuchthausaufenthalt - verurteilt, da die Laufzeit der verhängten 
Strafe durch seine Zuordnung zum Personenkreis der „Kriegstäter“ 
erst mit Beendigung des Krieges beginnen sollte. Nach seiner Be-
freiung durch die Russen aus dem Zuchthaus in Brandenburg im 
April 1945 kehrte er unter großen Schwierigkeiten nach Lübeck zu-
rück, wo er Ende Juni 1945 wieder eintraf und bereits einen Monat 
später Mitglied im „Siebener-Ausschuss“ wurde – dem ersten deut-
schen politischen Gremium in Lübeck, das nach dem Kriegsende 
im Einverständnis mit der Britischen Besatzungsmacht Ende Mai 
1945 eingerichtet worden war.

Paul Bock (1890 – 1968) war ebenfalls bereits vor 1933 in Lübeck po-
litisch tätig, und zwar als Mitglied der Deutschen Demokratischen 
Partei bzw. deren Nachfolgeorganisation, der Deutschen Staatspartei. 
In der Zeit des Nationalsozialismus hielt er auf den ihm als Speditions-
kaufmann möglichen Auslandsreisen Kontakt zu ausgewanderten 
und geflohenen jüdischen und nichtjüdischen Freunden und half im 
Rahmen des Möglichen. Auch in Deutschland stand er in Kontakt zu 
Widerstandskämpfern, so besuchte er noch wenige Tage vor dem At-
tentat am 20.Juli 1944 Dr. Julius Leber in Berlin. Nach dem Attentat 
tauchte er einige Zeit in Ostholstein unter, blieb aber von staatlichen 
Willkürmaßnahmen bis Kriegsende verschont. Danach wurde er be-
reits im Mai 1945 von der Britischen Besatzungsmacht um Mitarbeit 
am demokratischen Wiederaufbau in Lübeck gebeten und war an-
fangs, bevor Adolf Ehrtmann dazu stieß, das einzige „bürgerliche“ 
Mitglied neben je drei ehemaligen SPD- und KPD-Vertretern in dem 
vorstehend erwähnten „Siebener-Ausschuss“.




